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Zweites Gesetz zur Änderung des Ersten Gesetzes zur Ausführung 
des Achten Buches Sozialgesetzbuch - Kinder- und Jugendhilfe 

Vom 17. Dezember 2015 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Ersten Gesetzes zur Ausführung 
des Achten Buches Sozialgesetzbuch - Kinder- und Jugendhilfe 

Das Erste Gesetz zur Ausführung des Achten Buches Sozialgesetzbuch - Kinder- und Jugendhilfe - in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 26. Juni 1997 (GVBl. I S. 87), das zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 
14. März 2014 (GVBl. I Nr. 14 S. 12) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht werden nach der Angabe zu § 24 folgende Angaben eingefügt: 

„Abschnitt VIIa 

Unbegleitete ausländische Kinder und Jugendliche 

§ 24a Begriffsbestimmung 

§ 24b Verfahren zur Verteilung und Zuweisung 

§ 24c Zuständigkeit 

§ 24d Schwerpunktjugendämter 

§ 24e Medizinische Erstuntersuchung 

§ 24f Bereitstellen von Daten 

§ 24g Ausschluss des Widerspruchs und der aufschiebenden Wirkung der Klage 

§ 24h Erstattungsfristen 

§ 24i Ausgleichszahlung 

§ 24j Berichtspflicht“. 

 



2. Nach § 24 wird folgender Abschnitt VIIa eingefügt: 

„Abschnitt VIIa 

Unbegleitete ausländische Kinder und Jugendliche 

§ 24a 

Begriffsbestimmung 

Unbegleitete ausländische Kinder und Jugendliche sind alle Minderjährigen, die nicht die deutsche Staatsange-
hörigkeit oder die eines anderen EU-Staates besitzen und ohne einen Personensorge- oder Erziehungsberechtig-
ten in das Bundesgebiet eingereist sind, solange sie nicht in die Obhut einer solchen Person genommen werden; 
hierzu gehören auch Minderjährige, die ohne Begleitung zurückgelassen werden, nachdem sie in die Bundesre-
publik Deutschland eingereist sind. 

§ 24b 

Verfahren zur Verteilung und Zuweisung 

(1) Ein ausländisches Kind oder ausländischer Jugendlicher, dessen unbegleitete Einreise in die Bundesrepu-
blik Deutschland das erste Mal im Land Brandenburg festgestellt wird und von einem örtlichen Träger der öf-
fentlichen Jugendhilfe vorläufig in Obhut genommen wurde, kann einem anderen örtlichen Träger der öffentli-
chen Jugendhilfe im Rahmen der vorläufigen Inobhutnahme zugewiesen werden. § 42b Absatz 3, 4 und 5 des 
Achten Buches Sozialgesetzbuch findet entsprechende Anwendung. Unbegleitete ausländische Kinder und Ju-
gendliche sind während der vorläufigen Inobhutnahme umfassend zu beteiligen. 

(2) Die Verteilung der unbegleiteten ausländischen Kinder und Jugendlichen auf die örtlichen Träger der öf-
fentlichen Jugendhilfe zur Inobhutnahme erfolgt auf der Grundlage von vorrangig die Einwohnerzahl berück-
sichtigenden Aufnahmequoten gemäß Landesaufnahmegesetz vom 17. Dezember 1996 (GVBl. I S. 360), das 
zuletzt durch Artikel 15 des Gesetzes vom 13. März 2012 (GVBl. I Nr. 16 S. 7) geändert worden ist (Verteiler-
schlüssel). Bei der Verteilung ist die Zahl der unbegleiteten ausländischen Kinder und Jugendlichen, die zum 
Zeitpunkt des Inkrafttretens des Zweiten Gesetzes zur Änderung des Ersten Gesetzes zur Ausführung des Ach-
ten Buches Sozialgesetzbuch vom 17. Dezember 2015 (GVBl. I Nr. 41) schon betreut werden, zu berücksichti-
gen. 

(3) Die Zuweisung eines unbegleiteten ausländischen Kindes oder Jugendlichen zur Inobhutnahme ist an sei-
nem spezifischen Schutzbedürfnis und Bedarf auszurichten. Sofern Umstände bekannt sind, die eine gesteigerte 
Schutzbedürftigkeit des unbegleiteten ausländischen Kindes oder Jugendlichen begründen, wie Behinderungen 
oder Anzeichen posttraumatischer Belastungen, sind diese bei der Zuweisungsentscheidung besonders zu be-
rücksichtigen. 

(4) Die Zuweisung eines unbegleiteten ausländischen Kindes oder Jugendlichen nach Absatz 1 und 3 soll ge-
ändert werden, sofern es das Kindeswohl erfordert. 

(5) Die ärztliche Untersuchung zur Altersfeststellung nach § 42f Absatz 2 des Achten Buches Sozialgesetz-
buch kann auch im Rahmen der Inobhutnahme nach § 42 des Achten Buches Sozialgesetzbuch erfolgen. 

§ 24c 

Zuständigkeit 

Das für Jugend zuständige Mitglied der Landesregierung ist zuständige Stelle gemäß § 42a Absatz 4, § 42b Ab-
satz 3 des Achten Buches Sozialgesetzbuch und für die Entscheidungen nach § 24b Absatz 1 und 4. 

§ 24d 

Schwerpunktjugendämter 

(1) Das für Jugend zuständige Mitglied der Landesregierung kann durch Rechtsverordnung einzelne örtliche 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe festlegen, die für die Unterbringung, Versorgung und Betreuung unbeglei-
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teter ausländischer Kinder und Jugendlicher besonders geeignet sind (Schwerpunktjugendämter) und denen un-
begleitete ausländische Kinder und Jugendliche nach § 42b des Achten Buches Sozialgesetzbuch zugewiesen 
werden. Zu der Rechtsverordnung nach Satz 1 wird das Benehmen mit dem für Jugend zuständigen Ausschuss 
hergestellt. 

(2) Die Anzahl der an ein Schwerpunktjugendamt zugewiesenen unbegleiteten ausländischen Kinder und Ju-
gendlichen ist bei der landesinternen Verteilung von Flüchtlingen nach dem Landesaufnahmegesetz zu berück-
sichtigen.  

(3) Die Rechtsverordnung nach Absatz 1 kann regeln, dass ein Schwerpunktjugendamt Versorgungsaufgaben 
für andere örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe nach den §§ 42 und 42a des Achten Buches Sozialge-
setzbuch wahrnimmt.  

§ 24e 

Medizinische Erstuntersuchung 

(1) Der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe veranlasst im Rahmen der vorläufigen Inobhutnahme 
nach § 42a des Achten Buches Sozialgesetzbuch eine ärztliche Erstuntersuchung; hierbei erfolgt eine ärztliche 
Stellungnahme im Sinne von § 42a Absatz 2 Nummer 4 des Achten Buches Sozialgesetzbuch und zu übertrag-
baren Krankheiten. § 62 Absatz 1 Satz 1 des Asylgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
2. September 2008 (BGBl. I S. 1798), das zuletzt durch Artikel 12 des Gesetzes vom 20. November 2015 
(BGBl. I S. 2010) geändert worden ist, findet entsprechende Anwendung. Sofern nach einer Verteilung der un-
begleiteten ausländischen Kinder und Jugendlichen nach § 42b des Achten Buches Sozialgesetzbuch oder nach 
§ 24b Absatz 1 eine ärztliche Untersuchung nicht nachgewiesen ist, gelten die Sätze 1 bis 3 entsprechend für 
die Inobhutnahme.  

(2) Die Kosten für eine medizinische Untersuchung nach Absatz 1 und § 42f des Achten Buches Sozialge-
setzbuch werden dem örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe gemäß § 89d des Achten Buches Sozialge-
setzbuch durch das Land erstattet. Für die Untersuchung auf übertragbare Krankheiten können die von der 
obersten Gesundheitsbehörde gemäß § 62 Absatz 1 Satz 2 des Asylgesetzes bestimmten Ärzte oder Kranken-
häuser in Anspruch genommen werden. Die Gesundheitsämter der Landkreise und kreisfreien Städte unterstüt-
zen die Jugendämter, indem sie ihnen bei Bedarf weiteres ärztliches Personal oder ärztlich geleitete Einrichtun-
gen benennen, die sich zur Durchführung der Untersuchungen nach Absatz 1 und § 42f des Achten Buches So-
zialgesetzbuch bereiterklärt haben.  

§ 24f 

Bereitstellen von Daten 

Der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe hat dem für Jugend zuständigen Mitglied der Landesregierung 
die zur Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen Daten zur Verfügung zu stellen.  

§ 24g 

Ausschluss des Widerspruchs und der aufschiebenden Wirkung der Klage 

Gegen Maßnahmen und Entscheidungen des Jugendamtes nach diesem Abschnitt findet kein Widerspruch statt. 
Klagen gegen Maßnahmen und Entscheidungen des Jugendamtes und des für Jugend zuständigen Mitgliedes 
der Landesregierung nach diesem Abschnitt haben keine aufschiebende Wirkung.  

§ 24h 

Erstattungsfristen 

Mit der Zuweisungsentscheidung gelten alle durch das betreffende Jugendamt zu stellenden Erstattungsanträge 
nach § 89d des Achten Buches Sozialgesetzbuch als rechtzeitig gestellt. 
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§ 24i 

Ausgleichszahlung 

Für die Mehrbelastungen der örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe, die durch das Zweite Gesetz zur 
Änderung des Ersten Gesetzes zur Ausführung des Achten Buches Sozialgesetzbuch entstehen, ist nach Arti-
kel 97 Absatz 3 der Verfassung des Landes Brandenburg ein finanzieller Ausgleich zu schaffen. Die Landesre-
gierung wird ermächtigt, die Ausgleichszahlung nach Satz 1 durch Rechtsverordnung zu bestimmen. Zu der 
Rechtsverordnung nach Satz 2 wird das Benehmen mit dem für Jugend zuständigen Ausschuss hergestellt. 

§ 24j 

Berichtspflicht 

Die Landesregierung überprüft unter Einbeziehung der Kommunalen Spitzenverbände die Auswirkungen der 
Maßnahmen und Regelungen nach Abschnitt VIIa dieses Gesetzes und berichtet dem Landtag erstmals spätes-
tens zum 31. Dezember 2017 und anschließend im Abstand von zwei Jahren.“ 

Artikel 2 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

Potsdam, den 17. Dezember 2015 

Die Präsidentin 
des Landtages Brandenburg 

Britta Stark 

 

Herausgeberin: Die Präsidentin des Landtages Brandenburg  
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